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Einführung:

Mit dieser Arbeit möchte ich versuchen den derzeitigen Gesellschaftlichen Stellenwert und die Rezeption medienethischer Ansätze zu beleuchten. Anfang und Grundlage der Problemanzeige, nach einer kurzen Beschreibung der Gesellschaftlichen Stellung und Geschichte der Medienethik in Kapitel 1, soll eine Philosophische Argumentation von Klaus Müller bilden, die ich im zweiten Kapitel kurz zusammengefasst habe. Hier wird schon deutlich, dass an einer Medienethik allgemeines Interesse seitens der Gesellschaftlichen Institutionen, besonders der Jurisdiktion, bestehen muss, wenn man nicht in diesem Bereich in einen argumentativen Rückstand der Begründung der gesellschaftlichen Normen kommen will, der im schlimmsten Falle zu einer Ohnmacht des Rechtswesens in einigen seiner Teilbereiche führen kann.

Von dieser Grundsätzlichen Überlegung her, möchte ich nun verschiedene Ansätze in Politik und Gesellschaft in Bezug auf das in Ihnen vorhandene Problembewusstsein und evtl. vorgeschlagenen  Lösungswege betrachten.

Zu diesem Zweck habe ich  das Grünbuch „Leben und Arbeiten in der Informationsgesell-schaft:
Im Vordergrund der Mensch“ der Europäischen Kommission, die „Münchener Erklärung zu Internet & Politik“ und das „Netzwerk Medienethik“ bezüglich dieser Punkte untersucht und  jeweils eine kurze Zusammenfassung der Ziele gegeben.

Im Kapitel 6 habe ich sodann die Gemeinsame Erklärung der deutschen Bischofskonferenz und der EKD „Chancen und Risiken der Mediengesellschaft“ untersucht und versucht aufzuzeigen, wie sehr dieses Dokument viele Anliegen aufnimmt, die in den vorangehenden Dokumenten aus dem politischen Raum auch da sind, diese aber mit dem christlichen Menschenbild verknüpft, und daraus eine veränderte Perspektive sowie auch mögliche Ansätze und konkrete Forderungen für eine Medienethik entwickelt.

1.
Zur Begründung von Medienethik

Medienethik fragt nach den sittlich relevanten Verhaltensvorschriften in der Medienkommunikation mit den Bereichen Produktion, Distribution und Konsumierung.

Medienethik wird seit etwa 18 Jahren auch im deutschen Sprachraum gefordert. Das vergrößerte und zunehmend weltweite Medienangebot, in neuerer Zeit besonders im Bereich des Rundfunks (Ton und Bild) und der Computernetzwerke, stellt die Frage nach möglichen Gefahren dieser Entwicklung
. 

Denn Massenmedien spielen im Prozess der demokratischen Meinungsbildung in der Öffentlichkeit in immer stärkerem Maße eine Doppelrolle, da sie einerseits das Forum bilden in denen dieser öffentliche Austausch stattfindet, andererseits aber auch einen Machtfaktor in diesem Prozess darstellen
.

Die moderne Staatstheorie betont die unerlässliche Stellung, die der Pressefreiheit für das Bestehen der Demokratie zukommt. Sie sieht die Medien in einer Dienstfunktion, weil sie die Bildung einer öffentlichen Meinung erst einmal ermöglichen, die nach demokratischem Selbstverständnis Grundlage der Politik ist
. In der Praxis zeigen sich aber immer auch die „Missbrauchsmöglichkeiten medialer Freiheit“
, denen der Nutzer der Medien umso hilfloser ausgeliefert ist, je weniger er die Gesetze durchschaut, nach denen die mediale Öffentlichkeit funktioniert.

Diese Fragen konkretisieren sich, angesichts einer bereits von vielen Politikern beschworenen Wandlung unserer Gesellschaft in eine Informationsgesellschaft zur Frage nach ethischen Kriterien  für eine Technikgestaltung, wenn sich Politik und Wirtschaft nicht nur  vom Primat der Technik leiten lassen wollen, gerade auch bezüglich der Herausforderung durch das  Internet, wo allgemein im Raum der Politik und des Rechtswesens eher noch Ratlosigkeit vorherrschen. Dabei geht es bei weitem nicht mehr nur um die Fragen des Kinder und Jugendschutzes im globalen Netz der Informationsvermittlung, sondern um ethisch relevante Wechselwirkungen zwischen Kultur und Technologie.

„Wenn wir zugeben, dass Entwicklungen nicht mehr zu berechnen und schon gar nicht mehr vorauszusehen, sondern in einem selbstreferentiellen Prozess sich selbst überlassen sind, stoßen wir auf den ethischen Kern des neuen medienethischen Handlungsproblems.“

In der letzten Zeit wurden zu diesem Themen- und Problemkreis einige Veröffentlichungen publiziert, so etwa das Grünbuch  „Leben und Arbeiten in der Informationsgesellschaft: Im Vordergrund der Mensch“ der Europäischen Kommission (1996), Die Münchener Erklärung zu Internet und Politik (1997), sowie die Gemeinsame Erklärung der Deutschen Bischofskonferenz und des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland: „Chancen und Risiken der Mediengesellschaft“ (1997). Außerdem wurden die neuen Erklärungen des Rates für die Sozialen Kommunikationsmittel veröffentlicht, die aber nicht Explizites Thema dieser Arbeit sein sollen.

Bevor nun die Einzelnen Dokumente näher untersucht werden sollen, möchte ich mit einer Philosophischen Durchleuchtung  des Begriffes Realität beginnen die direkt ins Zentrum einer ethischen Fragestellung führt.

2.
Realität und Virtualität

Die folgende Darstellung einer philosophischen Problemanzeige orientiert sich an einem Beitrag von Klaus Müller zur philosophischen Begründung von Medienethik, der publiziert wurde im Sammelband von Funiok/Schmälzle (Vgl. Literaturliste). Klaus Müller ist katholischer Theologe an der Universität Münster. 

Geht man aus von einer, wie auch immer gearteten Relevanz der Sprachphilosophie („linguistik turn“), also von einer Zugänglichkeit zur Wirklichkeit nur, oder jedenfalls primär, durch die Sprache, so ergibt sich mit dem aufkommen der Neuen Medien die Problematik, dass sich durch sie die Phänomene der Sprache, des Textes, also der Grundstruktur verändern. Das aber bedeutet mit der durch die Sprachphilosophie postulierten Sprachlichkeit aller Realität eben auch, dass sich durch die Neuen Medien Wirklichkeit als solche verändert.

Dies wird deutlich durch die Betrachtung der Begriffe Realität und Virtualität in diesem Kontext. Virtualität kommt vom mittellateinischen „virtualis“, was man hier mit „was nach Anlage oder Vermögen der Möglichkeit nach vorhanden ist“, also mögliche Wirklichkeit übersetzen kann
.   

Aber hier stellt sich die Frage: Ist eine mögliche Wirklichkeit wirklich? Oder ist sie nur möglich? Und gibt es sie überhaupt?

In der Praxis jedenfalls kann man sich mit dem heimischen PC scheinbar mühelos in andere und in anderen Welten bewegen und zwar ohne seinen Platz vor dem Computer zu verlassen. Nutzer der Cyber Welten berichten, dass sie die virtuell besuchten Welten innerhalb kürzester Zeit als realer empfinden, als die Welt von der sie „gestartet“ sind. D. h. der Virtualitätsindex verschiebt sich von der einen zur anderen
.

Was heißt dann aber „virtuell“ überhaupt noch? Diese Frage wurde jedoch bereits von Parmenides gestellt, nämlich die Frage nach Sein und Schein: „Wohlan, so will ich denn sagen [...], welche Wege der Forschung allein zu denken sind: Der eine Weg, dass IST ist und dass nichtsein nicht ist, das ist die Bahn der Überzeugung (denn diese folgt der Wahrheit), der andere aber, dass NICHT IST ist und dass Nichtsein erforderlich ist, dieser Pfad ist, so künde ich dir, gänzlich unerkundbar.[...] Nötig ist zu sagen und zu denken, dass nur das Seiende ist; denn Sein ist, ein Nichts dagegen ist nicht.“

Diese Ontologie des Parmenides verfiel aber schon der Kritik von Aristoteles, der schreibt, dass und warum etwas ist, nicht notwendig, und etwas das nicht ist nicht unmöglich sein muss
. 

Seiendes kann auch Kontingent, nichtseiendes möglich sein. Das postulieren  einer virtuellen Realität behauptet damit ontologisch Nichtseiendes als Existent und gibt das Prädikat „Sein“ für ontologisch Existentes auf
. 

Damit kann jemand nur von einer virtuellen Realität reden, wenn er mehr als eine Realität annimmt, also eine reale Realität, der eine virtuelle an die Seite tritt. 

Hier lässt sich nun aber nicht mehr klären, welche der (mindestens) zwei Realitäten die reale und welche die virtuelle ist. Es entwickelt sich also eine „fluktuierende Ontologie“
  

Es handelt sich bei ihr um so etwas wie eine negative Ontologie, die sich darauf beschränkt zu sagen was Wirklichkeit nicht ist, ohne ein Wort darüber zu sagen was es bedeutet von etwas zu sagen, dass es ist. 

„Im Horizont der Neuen Medien ist die Annahme einer eigentlichen Wirklichkeit so falsch wie die Gegenthese, dass es überhaupt nur noch Schein gebe und Realität als solche ausgelöscht sei“

Eine Position die von Jean Baudrillard, einem der prominentesten Repräsentanten der „Postmoderne“ vertreten wird
.

Dies führt zu dem Ergebnis: „Die Frage nach dem Sein oder Nicht-Sein anzunehmen heißt, die Spannung, die in ihr steckt, auszuhalten [...] Der Weg, der sich an dieser Stelle öffnet, ist gekennzeichnet durch eine gewisse Unentschiedenheit – mehr noch, durch eine entschiedene Verteidigung der Unentscheidbarkeit solch vertrackter Probleme wie „Sein“ oder „Wahrheit“ oder „Wirklichkeit“ usw.“
 

Damit wird gleich auch die Wahrheit zum unentscheidbaren Problem abgestempelt und dies ausdrücklich als philosophischer Fortschritt verteidigt. Nun stellt sich aber selbst vor der vorhin zitierten Unentscheidbarkeitserklärung die Wahrheitsfrage von neuem. Durchaus auch praktisch/empirisch: Denn Bildmaterial und Fotos sind in perfekter Weise manipulierbar. Die Möglichkeit der Verbreitung glaubwürdiger Fiktionen haben einige Nachrichtenmagazine, z.B. die April Nummer von Spektrum der Wissenschaft einer der letzten Jahrgänge deutlich demonstriert. Das bedeutet aber: Nicht einmal Fotos haben Beweiswert, wenn einmal ein prinzipieller Zweifel an ihrer lange Zeit unterstellten Authentizität öffentlich geworden ist. Damit ist zumindest in der optischen Wahrnehmung Wahrheit im Sinn von Echtheit unentscheidbar geworden
.  

Damit ergibt sich aber eine brisante Folgerung: „Wenn – vorsichtig gesagt – ontologische Intuitionen nicht unabhängig sind vom Daten-Input des Erkennenden, Daten aber immer eine Emissionsquelle haben, dann folgt daraus, dass Ontologie im Sinn von Annahmen über das, was wirklich ist, unmittelbar unter gesellschaftlichen und damit auch politischen Bedingungen steht. Was durch die neuen Medien als Wirklichkeit auftreten kann, hängt auf direkte Weise und nicht zuletzt davon ab, wer aus welchem Grund welche Daten im Netz generiert und mit welchen Mitteln für eine mögliche Rezeption interessant macht.“

Die Frage nach der Ethik stellt sich dabei quasi automatisch. Den Praxisbezug, auch zur Rechtlichen Ebene stellt folgendes Gerichtsurteil aus Rosenheim vom August 1997 deutlich vor Augen: 2 Angeklagte sollen im Internet angeboten haben, Kinder für sexuelle Praktiken zu besorgen, die gegen entsprechenden Aufpreis auch tödlich ausgehen dürften.

„In dieser Sache wurden die Angeklagten freigesprochen, weil das Gericht nicht beweisen konnte, dass es sich dabei nicht um extreme Phantasien zur eigenen Stimulierung der Angeklagten gehandelt hat.“ Dieses Beispiel zeigt, „dass das Internet Fiktionen – wenn es welche waren- in einen (sogar öffentlichen) Realitätsgrad, und Realität – wenn es eine war – in eine Fiktionalität hineinziehen kann – und beides nicht mehr auseinander zu bringen erlaubt und damit nicht zuletzt die Mittel der Justiz qua gesellschaftlicher Institution auf schnellstem Wege ohnmächtig macht.“

3.
Grünbuch „Leben und Arbeiten in der Informationsgesellschaft: Im Vordergrund der Mensch“

Unter zahlreichen Veröffentlichungen der Europäischen Kommission behandelt dieses die zentralen Aspekte der Kommunikationsgesellschaft und ist daher besonders aus der medienethischen Sicht interessant. Es soll daher kurz zusammengefasst werden.

Es geht dem Text um den Wandel der Arbeitsorganisation und Beschäftigung, also Erhalt von Arbeitsplätzen und Anpassung der Menschen an die veränderten Arbeitsbedingungen.

Auch der Erhalt/ Neuschaffung von Demokratie und Gleichheit (Industrie- und weniger entwickelte Gebiete, Jung – Alt, Wissenden und unwissenden usw.)

Die Entwicklungen in der Informationsgesellschaft sollen für den Menschen geschaffen und genutzt werden.

Adressaten dieses Programms sind die Regierungen, regionale Stellen, die Sozialpartner, alle Vertreter von Wirtschaft und Institutionen, Bildungseinrichtungen und die Gesellschaft der Bürger insgesamt.

Informatik und Computerkenntnisse sind unabdingbare Fähigkeiten, um die Vorteile der Informationsgesellschaft nutzen zu können und in dem Umbau des Arbeitsmarktes bestehen zu können. Um die Integration, soziale Gerechtigkeit und die Demokratie im Sinne einer aktiven Beteiligung der Gesellschaft zu stärken wird u.a. die Festlegung eines Universaldienstes, d.h. einem Minimum von angebotenen Diensten gegen ein geringes Entgelt genannt.

Die Chancen der Informationsgesellschaft müssen benachteiligten und dünner besiedelten Regionen, sozial Benachteiligten, Gruppen mit besonderen Interessen sowie öffentlichen Einrichtungen offen stehen. 

Besonderes Augenmerk richtet das Grünbuch auf die Herstellung der Chancengleichheit von Mann und Frau.
 

4.
Die Münchener Erklärung zu „Internet & Politik“

Die Münchener Erklärung wurde zum internationalen Kongress „Internet & Politik – Die Modernisierung der Demokratie durch die neuen Medien“, den die Burda Akademie zum Dritten Jahrtausend im Februar 1997 in München veranstaltete, formuliert und zur Unterschrift aufgelegt. Den Schwerpunkt legt die Erklärung auf die Erforschung der Auswirkungen der neuen Kommunikationsmedien im politisch-gesellschaftlichen Bereich. Im Vordergrund stehen die Auswirkungen auf die Politik und Bürgerkommunikation. Hauptanliegen ist der Zugang aller Bürger zu den vernetzten Medien, d.h. eine soziale Nutzung der Medien als Grundlage einer demokratischen Informationsgesellschaft.

Die vernetzten Medien sollen zu einer verstärkten Teilnahme der Bürger am demokratischen Prozess der Beratung und Entscheidung öffentlicher Angelegenheiten genutzt werden.

Damit die Medien im demokratischen Prozess eingesetzt werden können, müssen Selbstbestimmung, freie Rede, Konsensbildung und Minderheitenschutz Richtlinien für die politische und gesellschaftliche Nutzung sein. Die Forderungen und Vorschläge der Akademie richten sich an politisch Verantwortliche, an die Technologieentwickler und Medienunternehmer, an Wissenschaftler, Künstler, Bildungseinrichtungen und an die Benutzer der neuen Kommunikationsmedien:

· die Europäische Informationsinitiative soll von der Bundesregierung und den Ländern mitgetragen werden, so dass die Nutzung der neuen Kommunikationsmedien unter sozialen und demokratischen Gesichtspunkten erfolgen kann.

· die Grundversorgung an Information soll institutionell gesichert werden.

· Politik muss an Ausbau und Verbesserung der internationalen rechtlichen Rahmenbedingungen für die Benutzung der neuen Kommunikationsmedien mitwirken, da dies auf nationaler Ebene nicht mehr geleistet werden kann.

· Bildung und Ausbildung für und durch die neuen Medien sollen nationale Priorität genießen

· Die Wissenschaften und die Einrichtungen der politischen Bildung sollen die Ergebnisse ihrer Forschung allen zugänglich machen.

· Eine globale, ortsunabhängige elektronische Bibliothek und ein ortsunabhängiges elektronisches Museum sollen geschaffen werden.

· Kommunale, regionale und überregionale Netzwerke sollen errichtet werden.

· Die Nutzer der neuen Medien müssen Verstöße gegen moralische Gebote sanktionieren und so die Selbstkontrolle des elektronischen Datenaustausches zur Gewohnheit werden lassen.

In der Folge dieses Kongresses und der Münchener Erklärung kam es zur Gründung der „Münchener Initiative Internet&Politik“ (MIIP), eines gemeinnützigen Vereines der sich die Förderung von entsprechenden Veranstaltungen und Projekten zum Ziel gemacht hat
. 

5.
Netzwerk Medienethik

Nun soll noch das Netzwerk Medienethik vorgestellt werden, das bei einem Fachgespräch über das Thema „Medienethik als Wirtschafts- und Unternehmensethik?“ im Februar 1997 in München von zwanzig Vertretern philosophischer und theologischer Ethik sowie von Vertretern der Kommunikations- und Journalistikwissenschaft und Selbstkontrollgremien gegründet wurde. Gastgeber war und ist seitdem das Institut für Kommunikation und Medien (IKM) an der Hochschule für Philosophie in München. Das Netzwerk stellt eine Arbeitsgemeinschaft von Einzelpersonen und Institutionen dar, die an der Förderung ethischer Orientierungen im Medienbereich aktiv mitwirken wollen. Schon im Gründungsjahr wurde mit den Mitgliedern der Enquete Kommission des deutschen Bundestages eine Klausurtagung zum Thema abgehalten.

Ziele des Netzwerkes sind u.a. 

· die Förderung ethischer Orientierungen im Medienbereich

· die Anregung, Koordination und Finanzierung von Forschungsprojekten

· die kritische Beobachtung der weiteren Entwicklung der Informationsgesellschaft

· das Einbringen medienethischer Gesichtspunkte in die medienpolitische Diskussion

· die Weiterentwicklung ethischer Leitlinien von Medienberufsverbänden

· Anregungen zur stärkeren Berücksichtigung medienethischer Fragen in der journalistischen Aus- und Weiterbildung

· die Förderung qualitätsvoller Medienkritik und von unabhängigem Medienjournalismus

· Anregungen zur Institutionalisierung ethischer Orientierung von Medienunternehmen

Angestrebt ist eine Ausdehnung über den deutschen Sprachraum hinaus, eine größere Beteiligung von Journalistenverbänden und eine Verbindung zu anderen Netzwerken, z.B. zum „Netzwerk Wirtschaftsethik“, zum „European Ethics Network“ (K.U. Leuven/Belgien), zur „Gesellschaft für Medienpädagogik und Kommunikationskultur“ (GMK, Bielefeld), zur „Gesellschaft für Medienforschung“. Ein wissenschaftlicher Beirat berät bei Publikationen und bereitet die jährlichen Treffen vor
.

6.
Chancen und Risiken der Mediengesellschaft

Das Dokument „Chancen und Risiken der Mediengesellschaft“ als gemeinsame Erklärung der deutschen Bischofskonferenz und des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland steht in der Linie der bis dahin veröffentlichen kirchlichen Dokumente. Auf katholischer Seite zu nennen sind hier das Medien Dokument des Zweiten Vatikanischen Konzils „Inter Mirifica“ (1966), besonders auch die vom Konzil in Auftrag gegebene Pastoralkonstitution „Communio et Progressio“ (1971). Auf Evangelischer Seite, die sehr ausführliche Studie zu den Informations- und Kommunikationstechniken aus sozialethischer Perspektive (1985)
.

Die „Gemeinsame Erklärung“ beleuchtet die Chancen und Risiken der Mediengesellschaft, entfaltet Möglichkeiten der Wertorientierung im Medienbereich und gibt praktische Handlungsempfehlungen. Das Grundanliegen des Dokumentes ist das Gelingen von Kommunikation, da Kommunikationstechniken die Lebensführung der Menschen und der Gesellschaft beeinflussen. Die Ausgestaltung des Mediensystems nimmt dabei eine gesellschaftliche Schlüsselstellung ein und muss daher verantwortlich wahrgenommen werden. Die „Gemeinsame Erklärung“, die unter Mitwirkung namhafter Wissenschaftler zustande kam, (u.a. Prof. Dr. Winfried Schulz, Nürnberg; Prof. Dr. Klaus Tanner, Dresden; Prof. Dr. Jürgen Wilke, Mainz) richtet sich an Medienpolitiker in Parteien und Verbänden, an Medienveranstalter und Programmgestalter, Journalisten, Redakteure, an das Publikum, sowie an alle, die in der Erziehung Verantwortung tragen. Der Schwerpunkt liegt in diesem Dokument in der angewandten Ethik.

Im ersten Teil, der sich mit der Entwicklung der Medien (S. 11-34) beschäftigt, werden in den Bereichen Wirtschaft und Arbeit, Wissenschaft und Bildung, Kunst und Unterhaltung, Familie und soziale Beziehungen, Öffentlichkeit und politische Prozesse, Kirche und Gemeinde detailliert die Risiken und Chancen, die mit den neuen Kommunikationstechnologien verbunden sind, erörtert
.
Allerdings verzichtet der Text bewusst auf ein abschließendes Verrechnen der Chancen und Risiken und überlässt dies dem Leser. Dies ermöglicht positiv den Einsatz in der Bildungsarbeit und in Diskussionsrunden.

Das zweite Kapitel „Medien im Spannungsfeld von Werten und Zielen“ (S. 35-46) versucht, die Medien in Beziehung zu den Werten und Zielen zu setzen, die sich aus dem Bild des Menschen und der menschlichen Gesellschaft ergeben.

Diese Wertorientierungen setzen sich zusammen aus der Verfassungsmäßigen Rahmenordnung (Grundgesetz mit Art. 1: Menschenwürde; Art. 5: Recht auf freie Meinungsäußerung, Informationsfreiheit, Presse und Rundfunkfreiheit sowie Zensurverbot, usw.), der christlichen Ethik und Anthropologie  und anderen gesellschaftlichen und demokratischen Traditionen
.

Die genannten Hauptkonflikte sind zwischen:

· technischer Machbarkeit und Sozialverträglichkeit

· Vielfalt des Informationsangebotes und zunehmender Desorientierung aufgrund der Fülle der angebotenen Informationen

· Möglichkeiten zur Identitätsfindung und der Gefahr der Entfremdung von der eigenen Persönlichkeit/ Realität

· Medienfreiheit und der Notwendigkeit von Kontrolle des Angebotes von seiten der Gesellschaft, der Öffentlichkeit, mittels Selbstkontrolle oder aufgrund journalistischer Berufsethik

· Autonomieinteressen und Fremdbestimmung (zunehmende Abhängigkeit der Journalisten von Einschaltquoten oder von Öffentlichkeitsarbeit/Public Relations)

· Gewinn und Gemeinwohl, d.h. zwischen der wirtschaftlichen Freiheit der Medienanbieter und notwendiger Regulation im Hinblick auf das Gemeinwohl – hier ist vor allem der Anspruch auf  Grundversorgung der öffentlich rechtlichen Rundfunkanstalten zu nennen

· Qualität der Medieninhalte und ihrer Rentabilität

Die Gestaltung der Mediengesellschaft als ethische Aufgabe ist der Inhalt des 3. Kapitels „Medien und Kommunikation in anthropologischer Perspektive“ (Seite 47-59). Die Chancen und Risiken werden gewichtet und mit den anthropologischen Voraussetzungen eines christlichen Menschenbildes und den Zielen eines sozialen Gemeinwesens verbunden.

Die Zentrale Frage und das vorrangige Interesse der Kirche an der Gestaltung der Medienentwicklung ist, ob die Medien der Kommunikation von Menschen und dem gesellschaftlichen Zusammenleben dienen
.

„Das christliche Menschenbild ist geprägt von Freiheit, Würde und Selbstbestimmung. Das, was der Mensch ist, bzw. werden kann, hängt entscheidend von dem Beziehungsgeflecht ab, in dem er lebt. Neben der Beziehung zu Gott, spielt die horizontale Beziehungslinie, d.h. die Beziehungen der Menschen untereinander eine entscheidende Rolle. Dies ist auch der Bereich, in dem die menschliche Kommunikation mit all ihren unterschiedlichen Ausprägungen angesiedelt ist. Die Persönlichkeitsentwicklung des Menschen wird maßgeblich durch seine Kommunikation mit anderen bestimmt. Die neuen Kommunikationsmöglichkeiten eröffnen hier einerseits Chancen, ethische Grundüberzeugungen zu entwickeln, bergen aber auch Risiken, z.B. durch die neuen Strukturen der Kommunikation (virtuelle Welten). Die entstehenden Freiheitsräume und Gestaltungsmöglichkeiten von menschlichen Lebensentwürfen durch den Gebrauch der neuen Medien erfordern auch verstärkt einen verantwortlichen Gebrauch der Freiheit.“
 

Eingegangen wird auch auf den Doppelcharakter der menschlichen Existenz: Der Mensch ist Individuum und zugleich auf Gemeinschaft ausgerichtet. In diesem Schnittpunkt von Individualität und Sozialität bewegt sich Kommunikation, wobei die Menschenwürde Grundlage jeder Kommunikationsstruktur sein muss. Die christliche Auffassung von der Gleichrangigkeit aller Menschen beinhaltet die Forderung nach einer Garantie der freien und gleichen Teilhabe für alle Menschen
.

Im letzten Teil der Erklärung werden Handlungsempfehlungen gegeben (S. 60-80). Hervorgehoben wird noch einmal die Menschenwürde als Maßstab für Regelungen der Medienstruktur und die dienende Aufgabe der Technik.

Ethische Orientierungen sind:

· die Stärkung der Selbständigkeit und der Eigenverantwortung

· der Abbau von Privilegien und die Schaffung von Zugangsmöglichkeiten für alle

· Ethische Normierung und rechtliche Steuerung der öffentlichen Kommunikation

· Respekt vor der Würde und der Intimsphäre des Menschen

· Entwicklung einer internationalen Kommunikationsgerechtigkeit

Im Bildungssektor besteht die Aufgabe darin, Medienkompetenz zu vermitteln. D.h. vom Kindergarten an, soll ein verantwortlich-kritischer Umgang mit Medien und Kommunikationsangeboten erlernt werden. Weiterhin soll eine Wissenskluft zwischen „Informationsreichen und Informationsarmen“ vermieden werden. Als potentiell „Informationsarme“ werden junge und alte Menschen in benachteiligten sozialen Milieus genannt. Ein bezahlbarer Zugang zum Medienmarkt für alle schließt sich als Forderung an
.

Journalisten und Ausübende anderer Medienberufe sollen die sich mit der Veränderung der Mediengesellschaft wandelnden Aufgaben und Grundsätze ihrer Arbeit kritisch reflektieren. Dazu soll der Pressekodex weiterentwickelt werden, die Kirche Angebote zur Aus- und Fortbildung machen, interredaktionelle Selbstkontrolle etabliert bzw. verstärkt werden , der Kostendruck gesenkt und die Journalisten am medienethischen Dialog beteiligt werden. Gleichzeitig müssten durch Ordnungspolitische Maßnahmen Monopolbildungen verhindert, Transparenz bezüglich der Beteiligungsverhältnisse an Medienunternehmen hergestellt, allen Anbietern Zugang zum Medienmarkt gewährt und Künstliche Bilder gekennzeichnet werden.

Da die Freiheit der Medien den Menschen und der öffentlichen Meinungsbildung dienen soll, ist es nötig, die individuellen Schutzrechte zu stärken. Persönlichkeitsrechte, Datenschutz, Jugendschutz, Verbraucherschutz und Urheberrecht beinhalten die vorrangig zu schützenden Güter.

Die Kirche trägt in der Mediengesellschaft eine besondere Verantwortung für die Würde und die Freiheit des Menschen. Die neuen Kommunikationsmedien bieten der Kirche darüber hinaus eine wichtige Möglichkeit zur Kommunikation mit ihren Mitgliedern, aber auch mit der Gesellschaft insgesamt. Sie soll sich dabei am Gemeinwohl orientieren und versuchen, bedenkliche Folgen (Informationsüberflutung, Wissenskluft, Orientierungslosigkeit) einzudämmen und das Verantwortungsbewusstsein zu stärken
.  
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